
Nach dem Bekanntwerden tragischer Fälle von Kindesvernachlässi-
gung und -misshandlungen – einige sogar mit Todesfolge – ist eini-
ges in Bewegung geraten. Das beginnt bei der Sensibilisierung der
Öffentlichkeit, der Bevölkerung, der veränderten Arbeitsweise und
zunehmender Vernetzung der Arbeit der Jugendämter mit anderen
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, Ärzten, Gesundheits-
diensten etc. und der weiteren Entwicklung von Diagnoseinstrumen-
ten wie z. B. dem Stuttgarter Kinderschutzbogen zur Früherkennung
von Gefährdungssituationen. Dazu gehört auch die vorgezogene
Veränderung des Paragraphen 1666 BGB – dem Gesetz zur Erleich-
terung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kin-
deswohls und die anstehende große Familienrechtsreform im Jahr
2009.
Dieser Problematik war die Veranstaltung zu Neuerungen im

Kindschafts- und Familienrecht am 23. April in Berlin gewidmet.
Anliegen war es, Raum für sachliche Diskussionen zu geben und
vor allem über das was geschieht, was geplant und politisch disku-
tiert wird, im besten Sinne des Wortes aufzuklären und dies am Tag
vor der Verabschiedung der vorgezogenen Gesetzesänderung. Was
wird anders, und entspricht das, was sich da ändert, tatsächlich dem
Anspruch das Kindeswohl zu stärken?

Was ist Kindeswohl?
Im ersten Teil der Veranstaltung ging es um Fragen wie: Was ver-
steht man unter Kindeswohl? Was sind die Voraussetzungen zur
Durchsetzung von Kindeswohl und Kinderrechten und wie wird es
bestimmt? Wer entscheidet, was Kindeswohl im Einzelnen beinhal-
tet und wo beginnt die Kindeswohlgefährdung und die Verletzung
von Kinderrechten? Und: Gibt es eine zunehmende Tendenz von
Kindesmisshandlung und Kindesvernachlässigung? 
Harry Dettenborn vom Institut Gericht und Familie machte es den

Zuhörern nicht leicht. Denn er begann damit, dass die Definition
von Kindeswohl als interdisziplinärer gebrauchter Begriff so einfach
nicht ist. Er ist u. a. gekennzeichnet durch kognitionspsychologi-
sche, rechtliche, moralische und wissenschaftstheoretische Aspekte.
Er beschreibt Kindeswohl unter familienrechtspsychologischen
Aspekt als die günstige Relation zwischen der Bedürfnislage von
Kindern oder Jugendlichen und ihren Lebensbedingungen.
Kindeswohl ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, eine auslegungs-

bedürftige Generalklausel, auf die in der Rechtsprechung immer
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dann zurückgegriffen wird, wenn sich widerstreitende Interessen
nicht auf eine Formel zusammenbringen lassen. Aber allgemein gilt,
dass sich der Begriff des Kindeswohls an den Grundbedürfnissen
des Kindes orientiert. Das beginnt mit der Befriedigung physiologi-
scher Bedürfnisse wie Essen, körperlicher Befriedigung, ausreichen-
der Hygiene etc., also Bedürfnisse, die das körperliche Wohl betref-
fen, den Schutz nach Sicherheit, dem Bedürfnis nach Verständnis,
nach Bindung, dem Bedürfnis nach seelischer und körperlicher
Wertschätzung, körperlicher Unversehrtheit, dem Bedürfnis nach
Anregung, Spiel und Leistung, einschließlich der schulischen Förde-
rung, Hausaufgaben, der Vermittlung von Kulturtechniken, dem Be-
dürfnis nach Selbstverwirklichung und dem Bedürfnis nach Orien-
tierung gegebenenfalls durch Regeln und Verbote.
Nur lässt sich nicht isoliert über Kindeswohl sprechen, ohne dass

nicht zugleich andere Fragen damit berührt werden, wie z. B. die
Frage nach der Familie, die Frage nach ihrer Autonomie und dem
Schutzbedarf des Kindes in der Familie. Das Kindeswohl steht im
Spannungsfeld zwischen Elternrecht und staatlichem Wächteramt.
Ab wann aber ist staatliches Handeln gefragt und erlaubt? Da es im
rechtlichen Regelwerk keine Bestimmung des Kindeswohls gibt und
es auch im Grundgesetz nicht benannt wird, bleiben die Grenzen zu-
mindest juristisch unklar. Manche meinen deshalb, es handele sich
bei diesem Begriff – trotz seines Gehaltes als Orientierungs- und
Entscheidungsmaßstab für familiengerichtliches bzw. kindschafts-
rechtliches Handeln – um eine Leerformel oder Mogelpackung, die
in unterschiedlichen Gebrauchskontexten vorkommt. Klar ist, wird
das Kindeswohl gefährdet, steht Intervention und Schutz des Kindes
vor Autonomie der Familie. 

Welchen Platz hat dabei der Kindeswille?
In der familienrechtlichen Praxis (z. B. in Fällen des Sorge- und des
Umgangsrechts) gilt der Kindeswille als ein Kriterium für die Ent-
scheidungsfindung. Dem Entwicklungsstand des Kindes ange-
messen soll der Kindeswille berücksichtigt werden. Im Freiwilli-
gengerichtsbarkeitsgesetz (FGG) ist die Anhörung des Kindes als
verfahrensrechtliche Pflicht enthalten (§ 50 b FGG). Und schließlich
hat der nach § 50 FGG vom Gericht bestellte Verfahrenspfleger die
Aufgabe in Ergänzung oder an Stelle des Personensorgeberechtigten
die Kindesinteressen in das Verfahren einzubringen. Dieser Ansatz
berücksichtigt zum einen den Anspruch auf Selbstbestimmung als
Voraussetzung für Persönlichkeitsentwicklung und zum anderen den
Entwicklungsstand des Kindes und seine Fähigkeit zur Selbstbe-
stimmung. Wie aber lässt sich nun Kindeswille definieren?
Harry Dettenborn schlug folgende Definition vor: »Als Kindes-

wille wird die altersgemäß stabile und autonome Ausrichtung des
Kindes auf erstrebte, persönlich bedeutsame Zielzustände ver-
standen.«
Dieser Ansatz findet auch seinen Niederschlag in seiner eigenen

Tätigkeit als Gutachter. Die vom Institut Gericht und Familie her-
ausgearbeiteten Kriterien zur Erarbeitung von familienrechtlichen
Gutachten enthalten zur Fragestellung des Herausarbeitens des Kin-
deswohls folgende Aspekte, die zu beachten sind:
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1. Bei welcher Person bzw. bei welchen Personen haben die Kin-
der voraussichtlich die besseren Entwicklungsbedingungen?
2. Bei wem ist das Kindesinteresse unter besonderer Berücksichti-

gung der Bindungen und einer kontinuierlichen Entwicklung am
besten gewährleistet?
3. Zu wem haben die Kinder tragfähige Beziehungen und wie

stellt sich die Qualität der Bindungen dar?
4. Wie stellt sich die Einvernehmlichkeit, Kooperationsbereit-

schaft, Kooperationsfähigkeit und Bindungstoleranz der betreffen-
den Personen dar?
5. Welches Arrangement der betreffenden Personen bzw. welche

Regelung berücksichtigt die Beziehungen der Geschwister unterein-
ander am besten?
6. Welchen Willen können die Kinder verbal bzw. durch Gestik,

Mimik oder sonstiges Verhalten äußern und welches Arrangement
bzw. welche Regelung entspricht am besten den Wünschen und Nei-
gungen der Kinder?
Dabei sollte der verbal oder sonst geäußerte Wille des Kindes

nach Möglichkeit eine Zielorientiertheit, Intensität, Stabilität (zeitli-
che Dauer) und Autonomie aufweisen. Daneben sollte nach Mög-
lichkeit auch geklärt werden, ob sich der Kindeswille als selbst ge-
fährdend oder induziert darstellt.
Im Vergleich des oben Beschriebenen mit den gesetzlichen Verän-

derungen ergibt sich ein differenziertes Bild. Zweifellos ist das
Beschleunigungsgebot für das familiengerichtliche Verfahren und
insbesondere die Veränderung des § 1666 BGB zur schnelleren Her-
ausnahme des Kindes in Gefährdungssituationen, ohne die Frage der
Verursachung klären zu müssen, sinnvoll. Dennoch warnt er vor ei-
ner Beschleunigung, die auf Kosten der Qualität der Entscheidungs-
findung geht. Und nicht jedes Verfahren ist zur Beschleunigung ge-
eignet. Manche Fälle brauchen Zeit, auch um Entscheidungen im
Interesse des Kindes zu finden; manche Prozesse müssen über einen
längeren Zeitraum betrachtet werden, ehe z. B. endgültige Entschei-
dungen getroffen werden können. Unkontrollierte Beschleunigung
kann also auch Risiken bergen. Ebenso ist das in der großen Fami-
lienrechtsreform gewollte Hinwirken auf einvernehmliche Lösungen
ein grundsätzlich richtiger Ansatz, einschließlich des Zusammen-
wirkens der unterschiedlichen Beteiligten. Aber nicht jede einver-
nehmliche Lösung muss dem Kindeswohl entsprechen. Eine andere
Frage ist, ob in hochstrittigen Verfahren Einvernehmen überhaupt
möglich ist und ob die im beschleunigten Verfahren erreichte Eini-
gung langfristig auch tragfähig ist. 

Netzwerk Kinderschutz
Jeder Begriff ist selbstverständlich auch außerhalb des Rechts Norm
setzend und beschreibt die Erwartungen der Gesellschaft, ihre
Selbstbindung und Zielsetzung. Aber wie sieht es konkret aus? Dieser
Frage stellte sich Lotte Knoller vom Kinderschutzzentrum Neu-
kölln. Wir befragten sie danach:
• Wie sieht es mit der Durchsetzung des Kindeswohls aus ihrer

Sicht aus? Reichen für heutige Herausforderungen die gesetzlichen
Grundlagen oder sind andere Maßnahmen zur Durchsetzung des
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Kindeswohls erforderlich? Und ist der Fokus der anstehenden Fami-
lienrechtsreform richtig gesetzt?
• Was lässt sich schon heute ändern und durch wen? Welche For-

derungen müssen an die Politik oder auch an andere gesellschaftli-
che Akteure in Bezug auf die anstehende Reform des Kindschafts-
und Familienrechts gerichtet werden?
Zunächst wies Lotte Knoller darauf hin, dass eigentlich die bishe-

rigen Gesetze, vor allem nach In-Kraft-Treten des § 8a SGB VIII –
der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung – ausreichend sind.
Danach hat das Jugendamt die Aufgabe, nach Bekanntwerden einer
Kindeswohlgefährdung das Gefährdungsrisiko im Zusammenwir-
ken mehrerer Fachkräfte abzuschätzen und gegebenenfalls Hilfen
anzubieten. Dazu ist es erforderlich, dass Fachkräfte von freien Trä-
gern, Einrichtungen und Diensten den Schutzauftrag nach Absatz 1
in entsprechender Weise wahrnehmen und gegebenenfalls auf die
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erfor-
derlich halten. Sollten diese nicht ausreichend sein, ist dies dem
Jugendamt mitzuteilen. Hält das Jugendamt das Tätigwerden des
Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen.
Besteht jedoch die Notwendigkeit schnellstmöglichen Handelns, so
ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in
Obhut zu nehmen, gegebenenfalls mit Unterstützung anderer Leis-
tungsträger, Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei.
Wichtig aber ist vor allem aus Ihrer Sicht, dass frühzeitig auf die

Eltern zugegangen wird, und nicht erst wenn das Kind schon längst
in den Brunnen gefallen ist. Deshalb ist die im § 8 a SGB VIII enthal-
tene frühzeitig anzubietende Hilfe so wichtig. Gefährdung resultiert
eben nicht daraus, dass Eltern unwillig sind, sondern oft aus unter-
schiedlich gelagerten Überforderungssituationen, bei denen Hilfe-
angebote der Jugendämter Abhilfe schaffen können, ohne die Kin-
der aus der Familie herausnehmen zu müssen.
Ein Problem sieht Knoller bei der Frage der Risikoeinschätzung.

Wer kann diese übernehmen und damit zugleich die Frage nach den
erforderlichen Hilfen beantworten. Hilfestellungen können von un-
terschiedlichen Einrichtungen, Diensten und Trägern angeboten
werden. Nur zu oft gibt es zwischen diesen keine Kooperation. Not-
wendig ist deshalb die Kooperation aller Beteiligten zusammen mit
dem Jugendamt und untereinander. Viele Familien ziehen z. B. um,
wenn ihnen das Jugendamt zu nahe kommt, um in die Zuständigkeit
eines anderen Jugendamtes zu kommen. 
Oft verschärfen sich bestehende Probleme aufgrund mangelnder

Verständigung aller Beteiligten. Neben den Jugendämtern und freien
Trägern kümmern sich auch Gesundheits- und Sozialämter, Kinder-
gärten, Schulen, Ärzte, Krankenhäuser, Krankenkassen und Thera-
peuten um das Wohl des Kindes. Oftmals aber – zum Teil auch be-
dingt durch datenschutzrechtliche Regelungen – nur jeder für sich.
Es ist zu einem Großteil deshalb eher ein Kooperations- und Qualifi-
kationsproblem, erst dann ein Finanzproblem.
Aus diesem Grund hat sich in Berlin in letzen zwei Jahren ein

Netzwerk Kinderschutz entwickelt, in dem Ärzte, Gesundheits-
dienste, Jugendämter u. a. zusammenarbeiten, um frühzeitig bei
möglichen Gefährdungen Hilfe anbieten zu können. Entwickelt
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wurde ein Neugeborenen-Screening, d. h. alle Neugeborenen be-
kommen eine Nummer, die überall nachgesucht werden kann. Er-
folgt z. B. kein Arztbesuch kann nachgeforscht werden. Diese Maß-
nahme ist gut, nur sie reicht nicht aus, so wie Kontrolle wichtig und
richtig ist, aber auch nicht ausreicht, um rechtzeitig unterstützende
Hilfen anbieten zu können. Das ist natürlich eine Kostenfrage, aber
zugleich auch eine Frage der gesetzlichen Grundlagen. Es ist ein
Problem, wenn Datenschutz vor Kinderschutz geht, bzw. dieser erst
dann aufgehoben wird, wenn es zu Misshandlung oder Vernachlässi-
gung gekommen ist. Nur Kontrolle allein reicht nicht! Hilfen müs-
sen vorher beginnen. Es wurde deshalb in Berlin ein Netzwerk für
Familienhilfen gebildet, dass diese frühzeitig anbieten soll. Dazu ist
es wichtig, Risiko-Familien zu erkennen. Nach bisherigen Erfah-
rungen sind das vor allem Alleinerziehende, Familien, in denen es
Misshandlungen gab, junge Familien, auch junge Erwachsene, Fa-
milien in denen es zur Gewalt in der Partnerschaft kam und auch
Familien mit psychisch kranken Eltern.
Wichtig ist es vor allem, Ärzte einzubinden und dies nicht nur als

Kontrollinstanz, sondern um mögliche Probleme schon vor der Ge-
burt eines Kindes besprechen zu können, z. B. mit dem betreuenden
Gynäkologen. Bei der Geburt selbst läuft vieles fließbandartig ab, da
haben die Hebammen keine Zeit für Gespräche. Zu klären ist, wel-
che Hilfen werden wann gebraucht. Wenn die Hebamme noch für
zwei bis drei Monate Mutter und Kind betreut, steht oft die Frage,
wie es danach weitergeht. Schafft es die Mutter bzw. schaffen es die
Eltern allein oder wird weitere Hilfe gebraucht vom Jugendamt,
vom Gesundheitsamt etc.
Inzwischen wurden in der BRD von der Familienministerin

Ursula van der Leyen Modellprojekte gestartet – nationale Zentren
für Kinderschutz. Dies ist ein Anfang, aber Modelle sind oft be-
schränkt und nur für einen kurzen Zeitraum angelegt. Oft sind aber
die Kinder gerade dann gefährdet, wenn die Hilfen abgesetzt wer-
den, wenn die Familien allein dastehen und wenn diese auch noch
isolierte Familien sind, ohne soziales Netz und ohne finanzielle Res-
sourcen.
Es reichen aber nicht Maßnamen, die nur punktuell greifen, also

kurze Maßnahmen und sonst nur Auflagen und Kontrollen. Darauf
hat jetzt der Gesetzgeber reagiert. Das wird vor allem in der Begrün-
dung zur veränderten Gesetzgebung deutlich. Bisher wurde der Fa-
milienrichter erst hinzugezogen, wenn nichts mehr ging, wenn z. B.
die Kommunikation zwischen Jugendamt, Einrichtungen, sonstigen
Diensten und Familie nicht klappte.
Die Familienrechtsreform kann nun dazu beitragen, dass Famili-

engerichte früher angerufen werden können und mit dem Druck
richterlicher Instanz ein größerer Druck auf Eltern ausgeübt wird,
Hilfen anzunehmen. Aufgabe der Familienrichter ist es, zunächst ein
Gespräch zu führen um dabei nach Möglichkeiten der Familienhilfe
abzuklären. Frau Knoller fürchtet jedoch, dass das Projekt daran
scheitern könnte, das Richter in der Regel keine Psychologen sind.
Hier bestünde aus ihrer Sicht zunächst Weiterbildungsbedarf.
Doch eigentlich muss dies kein unüberwindbares Problem blei-

ben: Zum einen gibt es bereits Richterakademien zur Weiterbildung
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der Richterschaft. Darüber hinaus wäre zu überlegen, ob nicht be-
reits während des Studiums die spezifische Ausbildung zum Famili-
enrichter angelegt werden könnte. 

*
In der Diskussion wurde zunächst noch einmal der Wille des Kindes
– auch als möglicher, sich selbst gefährdender Wille diskutiert. Hat
ein Kind die Freiheit, sich selbst zu zerstören? Auf dem Podium war
man sich einig. Kinder, die die Folgen ihres Willens oder ihres Han-
delns nicht überblicken können, besitzen keine Freiheit zum Han-
deln. Deshalb ist es richtig, dass ein Kind, das am Fensterrahmen
eines Hauses klettert, festgehalten wird. Auch das Problem der Au-
tonomie des Kindeswillens wurde noch einmal auf seine Kriterien
und deren Überprüfbarkeit hin diskutiert. So wird beim betreuten
Umgang eine Einschätzung dieses Umgangs nach Kriterien beur-
teilt, die für eine teilnehmende Verhaltensbeobachtung angemessen
sind. Dazu gehören die Interaktionsbeobachtungen zwischen Kind
und Elternteil, ihr Verhalten, ihre Emotionalität, die Untersuchung
der Beziehungen zwischen den Personen, etwa Körperkontakt zwi-
schen Kind und Elternteil, Lob, Tadel, Lenkung, Stimulierung, Akti-
vität und Spontaneität des Kindes sowie Bekräftigungsverhalten des
Elternteils, Umgangsformen oder die Art der Kommunikation und
das Eingehen auf das Kind.

Reform des Familienrechts
Das Wichtigste an der Familienrechtsreform ist, dass etliche Ge-
setze und Vorschriften des Familienrechts endlich in eine eigen-
ständige Verfahrensordnung zusammengeführt werden. Also keine
Zersplitterung mehr der gesetzlichen Grundlagen in Zivilprozess-
ordnung (ZPO) und Freiwilligengerichtsbarkeitsgesetz (FGG). Mit
dem »Großen Familiengericht« wird eine einheitliche und maßge-
schneiderte Verfahrensordnung geschaffen, ohne Rechtswegzer-
splitterung.
Die inzwischen vorab durchgesetzten Gesetzesänderungen, wie

die Neuregelung des Versorgungsausgleichs, die Zugewinnreform,
das Unterhaltsänderungsgesetz und die Änderung der Zwangsmaß-
nahmen – Ordnungsgeld statt Zwangsgelder –, Fristsetzung der Ar-
beit der Sachverständigen etc. weisen die Richtung der kommenden
großen Reform auf.
Was ist nun Gegenstand der vorgezogenen Veränderungen des

§ 1666 BGB – dem Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher
Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls?
Was heißt hier Erleichterung und mit welchen Konsequenzen ist

dies verbunden? Was bedeutet das Vorrang- und Beschleunigungs-
gebot des Paragraphen 50 e FFG? Und wie stehen diese Änderungen
im Zusammenhang mit der Großen Familienrechtsreform 2009?
Was hindert die Politik, die Verabschiedung bereits in diesem Jahr
vorzunehmen – wo gibt es offensichtlich noch Gesprächsbedarf?
Dazu sprach Jörn Wunderlich, MdB, familienpolitischer Sprecher

der Fraktion DIE LINKE im Bundestag und Mitglied des Kinder-
kommission des Deutschen Bundestags.
Die vorgezogenen Maßnahmen zur Änderung des Familienrechts

betreffen die §§ 1666 BGB und 1666 a (Maßnahmen der Heraus-
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nahme). Einer der maßgeblichen Gründe für diese vorgezogenen
Veränderungen sind die Diskussionen um die jüngsten tragischen
Ereignisse von Kindesvernachlässigungen und Misshandlungen mit
Todesfolgen.
Was aber wird sich materiell rechtlich ändern? Jörn Wunderlich

meint hierzu – und da sei sich der gesamte Rechtsausschuss des
Bundestages einig –, es ändert sich materiell rechtlich nichts. Die
Herausnahme des Elternverschuldens wurde zwar geregelt, aber in
der Praxis wurde bereits unabhängig vom Elternverschulden ent-
schieden, zumal bei Kindeswohlgefährdung der Grund des Ver-
schuldens zunächst nachrangig ist. Bei Kindeswohlgefährdung muss
das Jugendamt und Familiengericht sofort reagieren.
Ein Vorteil liegt aus seiner Sicht in der angestrebten Beschleuni-

gung, die er zugleich auch als Problem sieht. Wichtig ist für ihn,
dass bei dem vorgesehenen ersten Gespräch, das innerhalb von vier
Wochen nach Bekanntwerden einer Kindeswohlgefährdung durch-
geführt werden soll, ein gemeinsamer Termin mit den Sorgeberech-
tigen nicht mehr zwingend ist.
Die Veränderung des Gesetzes bedeutet jedoch mehr Arbeit vor al-

lem für die Familiengerichte und ebenso für die Jugendämter. Und
gerade darin sieht er das Grundübel – die personelle Ausstattung der
übrigen Ämter, die nach SGB VIII (KJHG) aktiv werden müssen.
Um an dieser Stelle etwas zu ändern fehlt der politische Wille. Die
Anträge von Grünen und FDP, auf Veränderungen in den Ländern
hinzuwirken, damit diese aktiv werden, sind mit Verweis auf die
»Ländersache« abgelehnt worden.
Was die weiteren Veränderungen des Familienrechts betrifft, so

sind vor allem die Änderungen der § 50 e FGG und § 50 f FGG
wichtig: § 50 e FGG enthält das Beschleunigungsgebot, d. h. inner-
halb eines Monats muss ein Anhörungstermin anberaumt werden,
nur in Ausnahmefällen ist davon abzusehen. § 50 f FGG regelt die
persönliche Teilnahme des Jugendamtes an dieser Anhörung. Ob
diese vom Grundsatz sicher richtigen Ansätze jedoch für jedes Ver-
fahren geeignet sind, ist eher offen. Es bleibt den Gerichten wenig
Spielraum für abweichende Verfahrensgestaltungen, denn nur in
Ausnahmefällen darf von der zeitlichen Vorgabe abgewichen wer-
den, z. B. bei der Regelung des Umgangs, die gegebenenfalls gerade
nicht eilbedürftig entschieden werden sollten.
Das gilt in anderer Weise für das persönliche Erscheinen der El-

tern und der Jugendämter zum Anhörungstermin. Wichtig ist hier-
bei, dass der überarbeitete Gesetzentwurf auf einen gemeinsamen
Anhörungstermin orientiert, aber getrennte Anhörung der Elternteile
ermöglicht. Für die Jugendämter bedeutet dies zum einen die Mög-
lichkeit, frühzeitig mit dem Familiengericht nach den im konkreten
Fall geeigneten und vor allem verbindlichen Maßnahmen zu suchen,
zum anderen zusätzliche Arbeitsbelastung der Jugendämter, die be-
reits jetzt vielfach an der Grenze der Belastungsfähigkeit arbeiten,
obwohl nun für die Jugendämter die schriftliche Berichterstattung
wegfällt. Damit zielt die Reform auf die Erarbeitung von Hilfemög-
lichkeiten im direkten Kontakt mit den Beteiligten. Oft haben die
Jugendämter gerade bei Problem- und Risikofamilien einen länge-
ren Vorlauf und kennen die jeweilige Problemsituation. Dies gilt
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jedoch nicht in Trennungs- und Scheidungsverfahren. Wichtig ist
der frühest mögliche direkte Kontakt zwischen Familienrichter und
Jugendamt auch deshalb, weil oft den Richtern die Vielfalt der Hil-
fen der Erziehung nicht bekannt ist, ebenso die filigrane Landschaft
der Einrichtungen, Dienste und Träger.
Es geht also nicht nur um Beschleunigung des Verfahrens, son-

dern um bessere Vernetzung der Beteiligten: Eltern, Kind, Richter,
Sozialarbeiter, Sachverständige, Beratungsstellen, Rechtsanwälte.
Sollte der erste Termin nicht erfolgreich sein, erfolgt die Bestellung
des Verfahrenspflegers (Verfahrensbeistands).

Familiengerichte als »Damoklesschwert«?
Aus der Sicht von Harald Vogel, Aufsichtsführender Richter am
Familiengericht Tempelhof/Kreuzberg (Berlin), bedeutet die Verän-
derung des § 1666 BGB erstens die Konkretisierung dessen, was be-
reits jetzt gemacht werden kann. Wenn das Kindeswohl gefährdet
ist, ist die Frage des Verschuldens nachrangig, dann muss gehandelt
werden, auch wenn die Verursacher-Frage noch ungeklärt ist. Zwei-
tens stehen die Familiengerichte bereits jetzt schon in der Pflicht, die
Verhältnismäßigkeit zu prüfen. Insofern sind die entsprechenden
Änderungen eher eine Klarstellung.
Aus seiner Sicht ist die Veränderung der Aufgaben der Richter si-

cher mit einer Chance des frühzeitigen Eingreifens in problematische
Entwicklungen verbunden, zum anderen wird die Autorität der Fami-
liengerichte als »Damoklesschwert« schon frühzeitig in die Waag-
schale geworfen, deren letzte Möglichkeit als härteste Maßnahme die
Herausnahme des Kindes bleibt. Damit aber wird die Kontrollauf-
gabe des Jugendamtes auf das Gericht verlagert. Entspricht dieser
Ansatz dann noch dem der Gewaltenteilung? Dies wäre zu überden-
ken, auch vor dem Hintergrund, dass mit dem Schutzauftrag bei Kin-
deswohlgefährdung nach § 8 a Abs. 3 SGB VIII das Jugendamt auf-
gefordert wird, wenn erforderlich, das Gericht anzurufen. Dies gilt
auch, wenn Personensorgeberechtigte nicht bereit oder in der Lage
sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken; auch
dann besteht die Möglichkeit zur Anrufung des Gerichts.
Zum Cochemer Modell: Auch Harald Vogel äußerte sich – wie

alle Referenten – kritisch zum dogmatischen Ansatz dieses Modells,
dessen Verallgemeinerungsanspruch zumindest hinterfragt werden
sollte. Das betrifft den Zwang zur einvernehmlichen Lösung und die
darin enthaltene Forderung der Beschleunigung, so dass es im nun
vorliegenden Gesetzentwurf dazu heißt, dass spätestens nach einem
Monat des Bekanntwerdens der Kindeswohlgefährdung ein Termin
im Familiengericht anzuberaumen ist. Was aber nutzt dieser, wenn
nichts aufbereitet wird, schriftliche Berichte – zumindest vom Ju-
gendamt – nicht vorliegen. Die Konsequenz ist ein zweiter Termin.
Ebenso problematisch ist auch die Verpflichtung, die gerichtlich

angeordneten Maßnahmen nach circa drei Monaten einmalig zu prü-
fen, das greift zu kurz. Hier müssen die Spielräume erweitert wer-
den, so dass eine Prüfung auch nach fünf Monaten möglich ist.
In jedem Fall sind die geplanten Gesetzesänderungen mit zusätzli-

cher Arbeit für die Familienrichter verbunden. Und diese sollte
sichtbar sein. Sie wird es aus Sicht von Harald Vogel nicht, wenn es
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sich um die Fortsetzung des alten Verfahrens handelt – danach ist es
statistisch keine Mehrarbeit. D. h. die Prüfung der eingeleiteten
Maßnahmen sollte als ein neues Verfahren betrachtet werden. Offen
also ist, wie die Kontinuität des Verfahrens und die Mehrarbeit der
Beteiligten gleichermaßen berücksichtigt werden kann. Um die
Größenordnung einmal zu skizzieren – 15 000 Fälle hat das Amtsge-
richt Kreuzberg Tempelhof jährlich – um diese Größenordnung geht
es. Wer soll die zusätzliche Arbeit leisten? Wer soll und kann das
finanzieren angesichts des 60 Milliarden € Schuldenberges in Ber-
lin? Die Justizsenatorin Frau von der Aue sieht zwar das Problem –
eine Lösung jedoch steht aus.

Kinderrechte – Geschichte und Perspektiven
Rainer Balloff, Rechtspsychologe an der Freien Universität Berlin,
beschrieb in seinem Beitrag den Stand der Diskussion um die Ent-
wicklung, Festigung und gesetzliche Festlegung von Kinderrechten,
er formulierte hierzu 13 Thesen und warf dabei einen Blick in die
gar nicht all zu lang zurückliegende Geschichte. Der Geist des Bür-
gerlichen Gesetzbuches des 19. Jahrhunderts legte dem »männ-
lichen elterlichen Gewaltinhaber« die Pflicht und das Recht auf, für
die minderjährige Person zu sorgen, es zu vertreten und sein Vermö-
gen zu verwalten. Auch heute noch kommen Kinder im Text der
Verfassung nur als diejenigen vor, auf die sich die Rechte ihrer El-
tern beziehen: das Recht zur Pflege und Erziehung des Kindes nach
Art. 6 Abs. 2 GG sowie das Recht, über die Teilnahme des Kindes
am Religionsunterricht zu bestimmen. Interessanter Weise wird nur
den nichtehelichen Kindern ein eigenständiges Recht eingeräumt,
ihnen die gleichen Entwicklungsbedingungen wie ehelichen Kin-
dern zu schaffen. Erst 1968 entschied das Bundesverfassungsgericht
in der damaligen BRD erstmals, dass das Kind ein Wesen mit eige-
ner Menschenwürde und eigenem Recht auf Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit ist, also Grundrechtsträger ist und Anspruch auf Schutz
des Staates hat.
Bisher blieben alle Versuche erfolglos, dem Kind ein Verfassungs-

recht auf Wahrung und Entfaltung seiner Grundrechte sowie auf
Entwicklung zu einer selbstbestimmungs- und verantwortungsfähi-
gen Persönlichkeit zuzubilligen, d. h. also den Art. 6 GG zu refor-
mieren und in diesem Sinne zu ergänzen.
Die Eltern haben das Recht und die Pflicht, ihre Kinder zu erzie-

hen. Kommen sie dieser Pflicht nicht nach, wacht das staatliche
Wächteramt über den Schutzanspruch des Kindes gegenüber den
Eltern und dem Staat auf ungefährdete Entwicklung. Allerdings ha-
ben Kinder erst seit dem 3. November 2000 – nach dreißigjähriger
Diskussion – das verbriefte Recht auf eine gewaltfreie Erziehung hat
(§ 1631 Abs. 2 BGB). Das Wächteramt zielt zunächst darauf, den
Sorgeberechtigten Maßnahmen anzubieten, die zur Abwendung der
Kindeswohlgefährdung beitragen, ohne dass das Kind aus der Fami-
lie herausgenommen werden muss. Dies wurde durch die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts bestätigt. Danach darf der
Staat zur Wahrung der elterlichen Rechte ein Kind von seinen Eltern
nicht schon dann trennen, wenn die Eltern nicht hinreichend in der
Lage sind, die Fähigkeiten des Kindes optimal zu fördern. Zunächst

1040 HILDEBRANDT Kinderrechte



hat die Jugendhilfe vielmehr nach § 8a SGB VIII den Auftrag, von
sich aus tätig zu werden und gegebenenfalls auch Maßnahmen zu er-
greifen, also auch das Familiengericht anzurufen, wenn es gewich-
tige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls des Kindes gibt.
Aber dazu müssen die Jugendämter und Familiengerichte über die

notwendigen personellen, qualitativen und finanziellen Ressourcen
verfügen. D. h. die Jugendämter und Familiengerichte müssen per-
sonell mit hinreichender und am besten interdisziplinärer Qualifika-
tion ausgestattet werden, damit sie ihren Aufgaben, zunächst ambu-
lante Hilfen in der Familie durchzuführen, gerecht werden können
und die Umsetzung des umfangreichen Maßnahmekatalogs in der
Neufassung des § 1666 BGB überhaupt möglich ist. Ebenso müssen
entsprechende Voraussetzungen für die Gespräche der Beteiligten
im Familiengericht geschaffen werden, wenn diese dem Ziel dienen
sollen, Kinder bei Gefährdungen besser zu schützen und zugleich
die Elternrechte zu wahren. Nur dann – also bei erheblicher Auf-
stockung der Jugend- und Familienhilfemittel, flankierend zur Re-
form des Familienrechts (FamG-R), die Mitte 2009 in Kraft treten
soll – lässt sich das Gebot der Beschleunigung durchsetzen, inner-
halb eines Monats einen Termin festzulegen und mit Eltern, Kind
und Jugendamt wahrzunehmen.
Inhaltlich bleibt das Problem bestehen, wie festgestellt werden

soll, wann, wie und wo Kinder in ihrem Wohl gefährdet sind. Hier
kann nur ein enges Netzwerk von Ärzten, Psychologen, Jugendhilfe,
Erziehern in der Kita und Lehrern einen effektiven präventiven
Schutz anbieten, um gemeinsam mit den Eltern eine Gefährdung des
Kindeswohls nach Möglichkeit nicht eintreten zu lassen. Dazu
gehört auch die gemeinsame Entwicklung von Diagnoseinstrumen-
ten wie z. B. der Stuttgarter Kinderschutzbogen zur Früherkennung
von Gefährdungssituationen. Hierzu gehört ebenso eine Kinder-
grundsicherung, die es ermöglicht, dass Kinder unabhängig von der
Arbeitssituation ihrer Eltern finanziell abgesichert sind. Da der Re-
gelsatz in der Sozialhilfe für Kinder bislang ein fester Prozentsatz
des Erwachsenenregelsatzes ist, deckt dieser den Bedarf von Kin-
dern in Bezug auf die Schule, Ernährung und Gesundheit nicht aus-
reichend ab.

*
In der abschließenden Diskussion wurde nochmals die Frage ge-
stellt, wie bei einer Einigung beim ersten Gerichtstermin sicherge-
stellt werden kann, dass der Wille des Kindes berücksichtig wird.
Schon deshalb erweist sich die Anhörung des Kindes als wichtig,
zumal keine ausführlichen Berichte des Jugendamtes mehr zur Ver-
fügung stehen werden. 
Jeder Schritt zur Stärkung von Kindeswohl und Kinderrechte wird

gebraucht. Wichtig ist dabei jedoch auch, die Folgehaftigkeit eines
jeden Schrittes zu bedenken und zu diskutieren. Denn was nutzen
gesetzliche Maßnahmen, wenn die Ressourcen zu ihrer Durchset-
zung nicht gleichermaßen angeboten werden. Das spricht nicht ge-
gen die Reform des Familienrechts, sondern dafür, flankierend zu
dieser Reform, die Schaffung der entsprechenden Voraussetzungen
einzufordern. Diese Forderungen müssen viel mehr mit zivilgesell-
schaftlichem Druck, Druck von staatlichen Institutionen, freien Trä-
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gern und sozialen Diensten bis hin zu den Jugendämtern selbst erho-
ben und von den politischen Parteien aufgegriffen werden. Und
hierzu sind natürlich auch die Überlegungen der Linken gefragt. 
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